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 B-Waffen & Bundeswehr - Defensiv 
oder offensiv? 
 
 Ein Urteil, wie es vernichtender kaum 
sein könnte: Die Bundeswehr habe 
zwar keine offensive B-Waffen-
Forschung betrieben, sich aber "einfach 
ignorant gegenüber der Zweischnei-
digkeit defensiver Forschung" verhal-
ten. So das Urteil des Umweltbundes-
amts. Die Bundeswehr hat laut Um-
weltbundesamt Krankheitserreger, die 
auch als biologische Waffen eingesetzt 
werden könnten, resistent gemacht 
gegen Antibiotika. Vom Verteidi-
gungsministerium wurden die An-
schuldigungen nicht estritten. Aller-
dings stelle die Bundeswehr keine bio-
logischen Waffen her. "Es dient aus-
schließlich dem Ziel, biologische 
Kampfstoffe aufspüren und besser be-
kämpfen zu können", heißt es im Ver-
teidigungsministerium. Also ist Ent-
warnung angesagt: alles nur defensiv.  
 
 B-Waffen-Konvention  
 
Die Unterscheidung zwischen soge-
nannter offensiver und defensiver For-
schung an biologischen Waffen ist je-
doch schon deshalb problematisch, 
weil die bei der Forschung zu defensi-

ven Zwecken gewonne-
nen Erkenntnisse auch zu offensiven 
Zwecken eingesetzt werden können. 
Trotzdem erlaubt das im Jahre 1972 
beschlossene Verbot der Entwicklung, 
Herstellung und Lagerung biologi-
scher Waffen, die sogenannte B-
Waffen-Konvention, die defensive 
Forschung. 113 Staaten haben die 
Konvention 1972 unterzeichnet, bis 
1997 hatten 140 Staaten das Abkom-
men ratifiziert. Die Forschung für de-
fensive Zwecke ist nach der Konventi-
on ausdrücklich erlaubt. Eine weitere 
Schwachstelle der Konvention besteht 
darin, dass keine Überprüfungsmaß-
nahmen vorgesehen sind. Alle Bemü-
hungen, Verifikationsmaßnahmen ein-
zuführen, sind bisher gescheitert. Dar-
an konnten auch fünfjährige Verhand-
lungen nichts ändern. So lehnten etwa 
die USA Routineinspektionen ab, die 
Entwicklungsländer wandten sich ge-
gen unangemeldete Inspektionen. Da-
bei hatte 1999 der britische Ärztebund 
noch gefordert, die Konvention zu 
verschärfen.  
 
Dies sei gerade angesichts der neuen 
Entwicklung in der Gentechnik nötig. 
Die britischen Ärzte 
befürchten u.a. die 

 

Kreissparkasse Tübingen 

BLZ 641 500 20 

Konto 166 28 32 



 

Entwicklung "ethnischer Waffen", die 
sich nur gegen bestimmte "ethnische" 
Gruppen richten. Doch die Biotechno-
logie ist ein Wachstumsmarkt, die 
Firmen fürchten sich vor Wirtschafts-
spionage. So bleibt die Kontrolle aus. 
Wie heute bekannt ist, wurde die B-
Waffen-Konvention schon kurz nach 
ihrer Unterzeichnung gebrochen. 1973 
startete die Sowjetunion ein geheimes 
Programm zur Entwicklung biologi-
scher Waffen. Das Netzwerk von For-
schungseinrichtungen erhielt den Na-
men "Biopräparat". Bis zu 25000 Men-
schen wurden dabei beschäftigt, insge-
samt existierten mindestens 18 For-
schungseinrichtungen. 1979 kam es im 
sowjetischen Swerdlowsk, heute Jeka-
terinburg, zu einer Reihe mysteriöser 
Todesfälle. Wie sich später herausstell-
te, handelte es sich um einen Unfall bei 
der Forschung an biologischen Waffen. 
1992 befahl Jelzin die Einstellung des 
Programms, das zu einem der bestge-
hüteten Geheimnisse der Sowjetunion 
zählte. 
 
 NATO: Schutz der Truppen  
 
 Das Bundesverteidigungsministerium 
verwies nach der öffentlichen Kritik an 
seiner B-Waffenforschung darauf, dass 
das Forschungsprogramm mit den 
NATO-Partnern abgestimmt sei. Das 
klingt plausibel, denn die sogenannte 
defensive Forschung wird auch von 
anderen NATO-Staaten, allen voran 
den USA, praktiziert. Sie spielt auch 
eine Rolle in der strategischen Planung 
der NATO. Die NATO selbst legte in 
ihrem Strategischen Konzept, 1999 
verabschiedet und momentan gültig, 
fest: "Die Bündnisstrategie beinhaltet 
keine Fähigkeit zur chemischen oder 
biologischen Kriegführung. Die Ver-
bündeten treten für den Beitritt aller 
Staaten zu den einschlägigen 

Abrüstungsregimen ein." Die NATO 
will sich auch dafür einsetzen, die Pro-
liferation, also die Weiterverbreitung 
von Massenvernichtungswaffen, zu 
unterbinden. "Aber selbst wenn weite-
re Fortschritte in Richtung auf die 
Ächtung chemischer und biologischer 
Waffen erreicht werden können, wer-
den defensive Vorsichtsmaßnahmen 
von wesentlicher Bedeutung bleiben", 
heißt es dann weiter. Die "Vorsichts-
maßnahmen" werden zunächst nicht 
näher erläutert. Ein Kommunikee des 
Nordatlantikrats von 1996 macht je-
doch deutlich, was gemeint ist. Dort ist 
die Rede von der Verteidigung der 
eigenen "Streitkräfte" gegen biologi-
sche Waffen und "der Erkennung bio-
logischer Kampfstoffe und der persön-
lichen ABC- Schutzausrüstung für dis-
lozierte Kräfte". Vom Schutz der Be-
völkerung ist hingegen keine Rede. 
Das ist nicht als Versehen oder Nach-
lässigkeit zu betrachten, sondern ver-
rät viel über die Motive für das Enga-
gement der NATO gegen die Weiter-
verbreitung von B-Waffen.  
 
 Die NATO befürchtet eine Beeinträch-
tigung ihrer Fähigkeit, Kriege zu füh-
ren und auch zu gewinnen. Da die 
NATO nicht von Angriffen gegen ihre 
Mitgliedstaaten ausgeht, kann beim 
Schutz der eigenen Truppen nur die 
sogenannten Kriseninterventionen 
gemeint sein. Dieser Fall wird im Stra-
tegischen Konzept auch explizit er-
wähnt:  
 
"Soweit NATO- Streitkräfte aufgerufen 
sind, jenseits der Grenzen der NATO 
zu operieren, müssen die Fähigkeiten 
für den Umgang mit Proliferationsge-
fahren flexibel, mobil, rasch verlege- 
und durchhaltefähig sein." Ziel sei es, 
"die Schwachstellen der NATO-



 

Streitkräfte im Einsatz weiter zu redu-
zieren und gleichzeitig ihre Flexibilität 
und Wirksamkeit trotz der Präsenz 
von ABC-Waffen, der von ihnen aus-
gehenden Bedrohung oder ihres Ein-
satzes aufrechtzuerhalten."  
 
 Für den Einsatz von Schutzmaßnah-
men gegen B-Waffen im Rahmen of-
fensiver konventioneller "Operatio-
nen", wie es im Militärjargon gerne 
heißt, gibt es bereits Präzedenzfälle. 
Die Presse berichtete 1998 im Zuge 
einer erneuten Zuspitzung des Kon-
flikts zwischen dem Irak und den USA 
vom geplanten Einsatz von "Portal 
Shield", einem System zu Warnung 
vor B-Waffen, sowie Massenimpfun-
gen der Soldaten und Anschaffung 
von Schutzkleidung auf amerikani-
scher Seite.  
 
 Eine andere Sprache als die offiziellen 
NATO-Papiere sprechen NATO-
Offizielle in der breiten Öffentlichkeit. 
Da werden schnell Horrorszenarien 
von drohenden Giftgas- oder B-
Waffen-Angriffen an die Wand ge-
malt. Zu den Panikmachern gehört der 
ehemalige General Klaus Naumann. 
Bei einem Vortrag in Luzern sagte er 
im März dieses Jahres: "Und obwohl 
Saddam Hussein behauptete, kein bio-
logisches Waffenprogramm zu verfol-
gen, wurden nach dem Golfkrieg fast 
8000 Liter Anthrax gefunden, von de-
nen weniger als 100 Liter genügen, um 
die Bevölkerung einer Stadt wie Lu-
zern binnen 12 Tagen weitgehend aus-
zulöschen, und das ohne auch nur eine 
Rakete oder Bombe einzusetzen." Wie 
gesagt, die offiziellen Papiere der 
NATO rechnen nicht mit einem An-
griff des Irak auf Luzern.  
 
  
 

Krieg gegen 
Massenvernichtungswaffen  
 
 Im Falle eines Einsatzes von biologi-
schen Waffen gegen NATO-Truppen 
schließt die NATO sogar den Einsatz 
ihrer Nuklearwaffen nicht aus. "Die 
Nuklearstreitkräfte der NATO zielen 
nicht länger auf irgendein Land", heißt 
es in der NATO-Strategie. "Durch die 
Abschreckung des Einsatzes von ABC-
Waffen tragen sie zu den Bemühungen 
des Bündnisses um die Verhinderung 
der Verbreitung dieser Waffen und 
ihrer Trägermittel bei", heißt es über 
die Streitkräfte der NATO, in deren 
Besitz auch Nuklearwaffen sind. Diese 
Formulierung ist offen genug, um 
auch einen Einsatz nuklearer Waffen 
gegen biologische möglich zu machen. 
Die USA sind da viel deutlicher. In 
den Dienstvorschriften der Vereinigten 
Stabschefs von 1996 heißt es zur Rolle 
der Nuklearwaffen: "Der Zweck der 
Nuklearstreitkräfte der USA besteht 
darin, zur Abschreckung des Einsatzes 
von Massenvernichtungswaffen beizu-
tragen." In der vom deutschen Au-
ßenminister Fischer 1998 angestoßenen 
Diskussion um den nuklearen Erst-
schlag wurde US-Verteidigungs-
minister William Cohen nochmals 
deutlich: "Wir meinen, dass die Ambi-
guität, die mit einem Nuklearwaffen-
einsatz verbunden ist, zu unserer ei-
genen Sicherheit beiträgt".  
 
Denn diese rufe bei jedem potentiellen 
Gegner, der entweder chemische oder 
biologische Waffen einsetzen könnte, 
Unsicherheit über die amerikanische 
Reaktion hervor. Im Kampf gegen die 
Weiterverbreitung von Massenver-
nichtungswaffen kennt das Pentagon 
jedoch nicht nur den Einsatz von A-
tomwaffen. "Operationen müssen mit 
dem Ziel geplant und ausgeführt wer-



 

den, die gegnerischen Trägersysteme 
für Massenvernichtungswaffen und 
die unterstützende Infrastruktur zu 
zerstören oder auszuschalten, bevor 
diese gegen die eigenen Kräfte zum 
Einsatz kommen können." "Offensive 
Operationen gegen feindliche Massen-
vernichtungswaffen und deren Trä-
gersysteme" sollten unternommen 
werden, "sobald die Feindseligkeiten 
unausweichlich erscheinen oder be-
ginnen". Dieser neue Typus Krieg - 
Krieg gegen die Besitzer von Massen-
vernichtungswaffen - wurde im zwei-
ten Golfkrieg entwickelt. Im Oktober 
1990 nannte US-Vizepräsident Dan 
Quayle Kriegsziele im Konflikt mit 
dem Irak, die über die Befreiung Ku-
waits hinausgingen: "Ein Saddam 
Hussein, der über chemische und bio-
logische Waffen verfügt - der gerne 
eine Atomwaffenkapaziät hätte - darf, 
auch wenn er aus Kuwait abzieht, 
nicht mehr über diese Kapazitäten ver-
fügen." Nach einer öffentlichen Debat-
te in Senat und Repräsentantenhaus 
übernahm Präsident Bush im Dezem-
ber die Forderung nach der Vernich-
tung irakischer Massenvernichtungs-
waffen.  
 
 USA B-Waffenmacht?  
 
 Umstritten ist, inwieweit auch die 
USA selbst noch biologische Waffen 
einsetzen. Fest steht, dass die USA bis 
1969 an biologischen Waffen gearbeitet 
haben. 1951 wurde bspw. eine Anti-
Getreide-Bombe entwickelt, die auch 
dann auch für den Einsatz durch die 
Luftwaffe produziert wurde. In den 
60ern wurden in der New Yorker U-
Bahn Tests über die Verbreitung von 
Mikroorganismen durchgeführt. 
Schwieriger ist die Einschätzung der 
aktuellen Situation. 1997 klagte Kuba 
die USA an, eine Insektenplage in Ku-

ba verbreitet 
zu haben. Nach der B-Waffen-
Konvention können Mitglieder einen 
vermuteten biologischen Angriff un-
tersuchen lassen. Die USA bestreiten 
die kubanische Darstellung. In Ko-
lumbien planten die USA den Einsatz 
von Mikroorganismen im Drogen-
krieg. Die USA hatten Kolumbien ein 
1,3 Milliarden Dollar teures Hilfspro-
gramm im Kampf gegen Kocaanbau 
angeboten. Vorgesehen war in dem 
Paket allerdings auch der Einsatz von 
Pilzen - Agent Green genannt - gegen 
Coca-Pflanzen. In den USA haben sich 
AktivistInnen unter dem Namen 
"Sunshine Project" zusammenge-
schlossen, um auf den Einsatz biologi-
scher Waffen aufmerksam zu machen. 
"Agent Green ist eine biologische Waf-
fe. Es wurde für nichtfriedliche Zwe-
cke entwickelt und soll im kolumbia-
nischen Bürgerkrieg eingesetzt wer-
den. Sollten diese Pilze jemals einge-
setzt werden, wäre das ein Schlag ge-
gen das weltweite Biowaffenverbot", 
beurteilt Jan van Aken, Biowaffenex-
perte beim Sunshine Project, die ame-
rikanischen Pläne. Clinton hat das Pro-
jekt jedoch am 22.August mit der Be-
gründung gestoppt, der Einsatz dürfe 
nur erfolgen, wenn "eine breitangeleg-
te nationale Sicherheitsanalyse, unter 
Berücksichtigung der möglichen Aus-
wirkungen auf die Verbreitung biolo-
gischer Waffen und auf den Bioterro-
rismus, eine solide Grundlage für die 
Schlussfolgerung bieten, dass diese 
spezifische Drogenbekämpfungsmaß-
nahme in unserem nationalen Interes-
se liegt", wie es in einer Erläuterung 
des Weißen Hauses heißt. Im Klartext: 
Die USA befürchten negative Auswir-
kungen auf die Weiterverbreitung von 
biologischen Waffen, sollten sie selbst 
mit schlechtem Beispiel vorangehen.  
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